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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgiiedstaaten über die Umsturzschutzvorrichtungen von iandwirtschaftiichen 
oder forstwirtschaftiichen Zugmaschinen auf Rädern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen Zugmaschinen 
nach den nationalen Vorschriften genügen müssen, 
betreffen unter anderem auch die Widerstandsfähig- 
keit der Umsturzschutzvorrichtung und deren Befe- 
stigungsteile an der Zugmaschine. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden. Daraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß alle Mitgliedstaaten - entweder zu- 
sätzlich zu oder an Stelle ihrer derzeitigen Rege- 
lung - gleiche Vorschriften erlassen, vor allem um 
für jeden Zugmaschinen typ das EWG-Betriebser- 
laubnis verfahren gemäß der Richtlinie 74/ 150/EWG 
des Rates vom 4. März 1974 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Be- 
triebserlaubnis für land- oder forstwirtschaftliche 
Zugmaschinen auf Rädern einführen zu können *). 

Dagegen werden gemeinsame Anforderungen an 
andere Bauteile und Merkmale des Umsturzschutzes 
wie dessen Abmessungen, Türen, Sicherheitsschei- 
ben, Schutz gegen Abrollen des umgestürzten Schlep- 
pers, Geräuschpegel in Ohrenhöhe des Fahrers, 
Schutz des Beifahrers usw. zu einem späteren Zeit- 
punkt aufgestellt. 


Die harmonisierten Vorschriften sollen insbeson- 
dere der Sicherheit im Straßenverkehr und der Ar- 
beitssicherheit auf dem gesamten Territorium der 
Gemeinschaft dienen. Hierzu ist es angebracht, für 
die unter dieser Richtlinie fallenden Zugmaschinen 
die obligatorische Ausrüstung mit einer Umsturz- 
schutzvorrichtung einzuführen. 

Die Angleichung der nationalen Rechtsvorschrif- 
ten über Zugmaschinen umfaßt auch die gegenseitige 
Anerkennung der von den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten auf Grund gemeinsamer Vorschriften durchge- 
führten Kontrollen. Dazu ist unerläßlich, daß diese 
Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom gleichen 
Tag an angewendet werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Die vorliegende Richtlinie wendet sich auf die in 
Artikel 1 der Richtlinie 74/150/EWG des Rates defi- 
nierten Zugmaschinen an, die folgende Merkmale 
haben: 

— Bodenabstand von höchstens 1000 mm; 

— verstellbare Mindestspurweite von 1150 mm; 

— Möglichkeit mit einer Mehrzweckkuppelung für 
Anbaugeräte und Zugvorrichtung ausgerüstet zu 
werden; 

— Gewicht zwischen 1,5 und 4,5 t nach Punkt 2.4. 
von Anhang I der Richtlinie 74/150/CEE, die nach 
Angabe dieser Richtlinie montierte Umsturz- 
schutzvorrichtung und die vom Hersteller emp- 
fohlenen Reifen höchster Abmessungen einbe- 
griffen. 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 84 
vom 28. März 1974, S. 10 
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Artikel 2 

Alle im Artikel 1 erwähnten Zugmaschinen müssen 
mit einer den Vorschriften der Anlage I, II, III und 
IV entsprechenden Umsturzschutzvorrichtung ver- 
sehen sein. 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebser- 
laubnis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler 
Geltung für eine Zugmaschine nicht aus Gründen, 
die sich auf die Widerstandsfähigkeit der Umsturz- 
schutzvorrichtung und deren Befestigungsteile an 
der Zugmaschine beziehen, verweigern, wenn diese 
den Vorschriften der Anhänge I, II, III, IV, V genü- 
gen. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Zulassung, den Ver- 
kauf, die Inbetriebnahme oder die Benutzung der 
Zugmaschinen nicht aus Gründen, die sich auf die 
Widerstandsfähigkeit der Umsturzschutzvorrichtung 
und deren Befestigungsteile an der Zugmaschine be- 
ziehen, verweigern, wenn diese den Vorschriften der 
Anhänge I, II, III und IV genügen. 


Artikels 

Änderungen, die notwendig sind, um die Bestimmun- 
gen von Artikel 1 und der Anhänge dem technischen 
Fortschritt anzupassen, werden nach dem Verfahren 
des Artikels 13 der Richtlinie des Rates 70/150/EWG 
erlassen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
vor dem 1. Juni 1976 die Bestimmungen, die 
nötig sind, um dieser Richtlinie nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. Januar 
1967 an. 

2. Nach. Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission von allen 
Entwürfen der Rechts- und Verwaltungs Vorschrif- 
ten, die sie auf dem von dieser Richtlinie erfaß- 
ten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so recht- 
zeitig, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 7 

Die Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. Januar 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Um 12/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 31, Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Liste der Anhänge 

Anhang I 

Bedingungen für die Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis 

Anhang II 

Bedingungen zur Prüfung der Widerstandsfähigkeit der Umsturz- 
schutzvorrichtung und der zugehörigen Befestigungsteile 

Anhang III 

Prüfverfahren 

Anhang IV 

Abbildungen 

Anhang V 

Muster des Prüfungsberichts 

Anhang VI 

Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen betreffend die Wider- 
standsfähigkeit der Umsturzschutzvorrichtung und der zugehörigen 
Befestigungsteile. 


3 



Drucksache 7/31 08 Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Anhang I 


Bedingungen für die Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis 


1 . Definition von Sicherheitskabine und Sicherheitsrahmen 

1.1. Sicherheitskabinen und Sicherheitsrahmen im Sinne dieser Richtlinie sind Konstruktionen an land- 
wirtschaftlichen Zugmaschinen, deren Hauptaufgabe darin besteht, den Führer der Zugmaschine 
vor den Gefahren zu schützen, die durch Umstürzen der Maschine bei normaler Verwendung auf- 
treten können. 

1.2. Die im obigen Absatz erwähnten Konstruktionen zeichnen sich dadurch aus, daß sie im Falle des 
Umsturzes der Maschine einen ausreichenden freien Raum aufweisen, der dem Körper des Führers 
vollen Schutz bietet. 

2. Allgemeine Anforderungen 

2.1. Alle Umsturzschutzvorrichtungen sowie deren Befestigungsteile müssen so beschaffen sein, daß 
der in Punkt 1 vorgesehene wesentliche Zweck einer Sicherheitskabine oder eines Sicherheits- 
rahmens erreicht wird. 

2.2. Diese Anforderung wird unter den Bedingungen von Anhang II mit Hilfe der Prüfungen von 
Anhang III/A oder von Anhang III/B kontrolliert. 

3. EWG-Betriebserlaubnisantrag und EWG-Betriebserlaubnis 

3.1. Der Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis betreffend die Widerstandsfähigkeit der 
Umsturzschutzvorrichtung und der zugehörigen Befestigungsteile ist vom Hersteller der Zug- 
maschine oder dessen Beauftragten zu stellen. 

3.2. Dem Antrag auf Erteilung der EWG-Betriebserlaubnis sind folgende Unterlagen in dreifacher 
Ausfertigung beizufügen: 

— Gesamtzeichnung der Umsturzschutzvorrichtung in einem Maßstab, der entweder auf der Zeich- 
nung vorgetragen oder bei den Hauptabmessungen angegeben ist. 

— Photographische Aufnahme von der Seite und von hinten mit Montageeinzelheiten. 

— Kurze Beschreibung der Umsturzschutzvorrichtung mit Angabe der Bauart, Montageeinzel- 
heiten, Einzelheiten der Verkleidung, Zugangs- und Ausstiegsmöglichkeiten, Einzelheiten 
der Innenpolsterung und Vorrichtungen gegen Überrollen der Zugmaschine. 

— Einzelheiten über die für die Strukturteile ~ einschließlich der Befestigungsteile und -bolzen - 
verwendeten Werkstoffe. 

3.3. Der für die Vornahme der Betriebserlaubnisprüfung zuständigen Prüfstelle ist eine mit Umsturz- 
schutzvorrichtung ausgerüstete Zugmaschine des Zugmaschinentyps vorzuführen, für den die 
Betriebserlaubnis beantragt wird. 

3.4. Der Inhaber einer EWG-Betriebserlaubnis kann beantragen, daß diese auf andere Zugmaschinen- 
typen ausgedehnt wird. Die zuständigen Behörden, die die erste EWG-Betriebserlaubnis erteilt 
haben, gewähren die beantragte Erweiterung, wenn die genehmigte Umsturzschutzvorrichtung 
sowie die Zugmaschinentypen, für die die Erweiterung der EWG-Betriebserlaubnis beantragt wird, 
nachstehende Bedingungen erfüllen: 

— Das Gewicht der Zugmaschine ohne Ballast nach Definition von Anhang II, Punkt 1,3. über- 
schreitet das für die Prüfung verwendete Bezugsgewicht um nicht mehr als 5 v. H. 

— Die Befestigungsweise und die Befestigungsstellen an den Zugmaschinen sind in allen Punkten 
dieselben. 

— Gewisse Bauteile wie Kotflügel und Motorhauben, die als Abstützung für die Umsturzvorrich- 
tung dieneri können, sind in allen Punkten dieselben. 

3.5. Dem EWG-Betriebserlaubnisbogen zu jeder erteilten oder verweigerten Betriebserlaubnis oder 
Erweiterung einer Betriebserlaubnis ist ein Anhang nach dem Muster des Anhangs VI beizufügen. 
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Anhang II 


Bedingungen für die Prüfung der Widerstandsfähigkeit der Umsturzschutzvorrichtung 

und der zugehörigen Befestigung 


1. Allgemeine Anforderungen 

1.1. Zweck der Prüfung 

Zweck der mit Spezialvorrichtungen durchgeführten Prüfungen ist, die Belastungen zu simulieren, 
denen die Umsturzschutzvorrichtung bei Umstürzen der Zugmaschine ausgesetzt ist. Diese in 
Anhang III beschriebenen Prüfungen sollen eine Beurteilung der Festigkeit der Umsturzschutzvor- 
richtung sowie der Befestigungsteile ermöglichen. 

1.2. Vorbereitung der Prüfung 

1.2.1. Die Umsturzschutzvorrichtung muß zur Prüfung an einer Zugmaschine des Typs, für den sie be- 
stimmt ist, entsprechend den Vorschriften des Herstellers der Umsturzschutzvorrichtung und/oder 
des Herstellers der Zugmaschine angebracht sein. 

1.2.2. Die Zugmaschine muß zur Prüfung mit allen Bauelementen der serienmäßigen Ausführung versehen 
sein, welche die Festigkeit der Umsturzschutzvorrichtung beeinflussen und zur Durchführung der 
Festigkeitsprüfung erforderlich sind. 

Teile der Zugmaschine, welche den Freiraum beeinträchtigen können, müssen ebenfalls so ange- 
bracht sein, daß sie unter Berücksichtigung der Anforderung von Punkt 4.1. getestet werden kön- 
nen. 

1.2.3. Die Prüfungen werden bei stillstehender Zugmaschine ausgeführt. 

1.3. Zugmaschinengewicht 

Das in den Formeln verwendete Gewicht W (siehe Anhang III/A und III/B) zur Berechnung der 
Fallhöhe des Pendelgewichts und der EinbeuFast ist mindestens gleich dem Gewicht nach Definition 

2.4. des Anhangs I der Richtlinie des Rates 74/150/EWG vom 4. März 1974 über die Betriebs- 
erlaubnis (d. h. ausschließlich Sonderzubehör, aber einschließlich Kühlflüssigkeit, Schmiermittel, 
Kraftstoff, Werkzeug und Führer), zuzüglich Umsturzschutzvorrichtung weniger 75 kg. Nicht inbe- 
griffen sind zusätzliche Belastungsgewichte vorn und hinten, Reifenballast, angebaute Geräte, 
angebaute Ausrüstungen oder sonstiges Sonderzubehör. 

2. Prüfapparatur und Ausrüstung 

2.1. Pendelgewicht 

2.1.1. Ein Pendelgewicht wird bifilar an zwei Punkten aufgehängt, die sich mindestens in 6 m Höhe 
über dem Boden befinden. Es sind Einrichtungen vorzusehen, um die Fallhöhe des Gewichts und 
den Winkel zwischen Gewicht und den Halteketten bzw. Halteseilen unabhängig voneinander 
einstellen zu können. 

2.1.2. Das Pendelgewicht muß 2000 + 20 kg ohne Ketten oder Drahtseile betragen, die ihrerseits nicht 
schwerer sein dürfen als 100 kg. Die Seitenlängen der Aufschlagfläche messen 680 + 20 mm. 
Das Gewicht ist in der Weise mit Material zu füllen, daß die Lage seines Schwerpunktes unver- 
ändert bleibt. 

2.1.3. Es sind Einrichtungen vorzusehen, mit denen das Fallgewicht wie ein Pendel hochgezogen werden 
kann, bis es die für die Prüfung erforderliche Fallhöhe besitzt. Eine Schnellauslöseeinrichtung muß 
ermöglichen, das Gewicht für seinen Fall freizugeben, ohne daß es irgendeine Schwenkbewegung 
gegenüber den Halteketten ausführt. 

2.2. Halterung des Pendels 

Die Drehpunkte des Pendels sind so starr zu befestigen, daß sie sich in keiner Richtung um mehr 
als 1 v. H. der Fallhöhe verschieben können. 


5 



Drucksache 7/3108 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


2.3. Verankerungen 

2.3.1. Die Zugmaschine wird mit Hilfe von Rückhalte- und Spannvorrichtungen gegenüber Bodenschienen 
verspannt, die starr auf einer steifen Betonplatte befestigt sind. Der Abstand der Schienen ist so 
zu wählen, daß die Zugmaschine in der aus Anhang IV Abbildung 5, 6 und 7 ersichtlichen Weise 
verspannt werden kann. Die Räder der Zugmaschine sowie die zu Abstützung der Achsen während 
der Prüfung verwendeten Widerlager stehen bei jeder Prüfung auf der steifen Betonplatte auf. 

2.3.2. Die Verankerung erfolgt mit der maximalen Anzahl von Drahtseilen der angegebenen Spezifika- 
tion, wobei der Bedarf für die Spannvorrichtungen und die Befestigung an den Bodenschienen zu 
berücksichtigen ist. 

Die Drahtseile sind Rundlitzenseile mit Hanfseele. Bauart 6 x 19, nach ISO 2408. Der Nenndurch- 
messer der Drahtseile ist 13 mm. 

2.3.3. Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung ist der zentrale Gelenkpunkt in geeigneter Weise für den 
Aufschlag von vorn, von hinten und von den Seiten sowie für die Einbeulversuche abzustützen und 
zu verankern und für den seitlichen Schlag zusätzlich von der Seite abzustützen. Vorder- und 
Hinterräder brauchen nicht unbedingt zu fluchten, wenn dies die Anbringung geeigneter Spann- 
kabel erleiciitert. 

2.4. Kanthölzer zum Blockieren der Räder 

2.4.1. Zum Blockieren der Räder bei der seitlichen Schlagprüfung nach Anhang IV Abbildung 7 wird ein 
Kantholz verwendet. 

2.4.2. Hierfür wird ein Balken aus weichem Holz von etwa 150 x 150 mm Querschnitt zum Abstützen der 
Reifen an der der Anschlagrichtung entgegengesetzten Seite am Boden befestigt (siehe Anhang IV 
Abbildung 7). 

2.5. Abstützung und Verankerungen bei Zugmaschinen mit Knicklenkung 

2.5.1. Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung sind zusätzliche Verankerungen und Abstützungen vorzu- 
sehen. Sie bezwecken, sicherzustellen, daß der Teil der Zugmaschine, an dem der Umsturzschutz 
befestigt ist, in analoger Weise beansprucht wird wie konventionelle Zugmaschinenmodelle mit 
Zweiradantrieb. 

2.5.2. Zusätzliche Einzelheiten werden bei den Schlag- und Einbeulversuchen angegeben. 

2.6. Vorrichtung für den Einbeulversuch 

Mit einer Vorrichtung nach Anhang IV Abbildung 8 muß es möglich sein, eine nach abwärts ge- 
richtete Kraft auf die Umsturzschutzvorrichtung über einen ca. 250 mm breiten steifen Balken aus- 
zuüben, der mit dem Belastungsmechanismus über Kardangelenke verbunden ist. 

Die Achsen der Zugmaschine sind in geeigneter Weise abzustützen, damit die Reifen der Zug- 
maschine die Einbeullast nicht zu tragen haben. 

2.7. Meßapparatur 

2.7.1. Für die in Anhang III/A und III/B vorgesehenen Versuche ist eine Meßeinrichtung zu beschaffen, 
bei der ein beweglicher Ring auf einer horizontalen Stange mit Schiebesitz befestigt ist, um auf 
diese Weise die Differenz zwischen der größten augenblicklichen Verformung und der bleibenden 
Verformung bei der seitlichen Schlagprüfung zu messen. 

2.7.2. Bei den in Anhang III/A vorgesehenen Prüfungen werden die Messungen vorgenommen, um nach 
erfolgter Prüfung festzustellen, ob irgendein Teil der Schutzeinrichtung in die Freiraumzone nach 
Punkt 2 Anhang III/A eingedrungen ist. 

2.7.3. Bei den in Anhang III/B vorgesehenen Versuchen, sind Einrichtungen vorzusehen, die eine photo- 
graphische Apparatur enthalten können, um nach erfolgter Prüfung festzustellen, ob während der 
Prüfungen irgendein Teil der Schutzeinrichtung in die unter Punkt 2 von Anhang III/B beschrie- 
bene Freiraumzone eingedrungen oder mit ihr in Berührung gekommen ist. 

2.8. Meßtoleranzen 

Die bei den Prüfungen durchgeführten Messungen müssen folgende Toleranzen erfüllen: 
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2.8.1. Bei der Prüfung vorgenommene Längenmessungen (mit Ausnahme von 2.8.2.): Abmessungen der 
Umsturzschutzvorrichtung und der Zugmaschine, des Lichtraumprofils und der Reifeneindrückung 
beim Verankern der Zugmaschine für den Schlag versuch: ± 3 mm. 

2.8.2. Fallhöhe des Gewichts für den Schlagversuch: ± 6 mm. 

2.8.3. Zugmaschinengewicht: ± 20 kg. 

2.8.4. Belastung beim Einbeul versuch: ± 2 v. H. 

2.8.5. Winkel der Halteketten des Gewichts am Aufschlagpunkt: ± 2°. 

3. Prüfungen 

3.1. Allgemeine Vorschriften 

3.1.1. Ablauf der Prüfungen 

3. 1.1.1. Die Prüfungen gehen in nachstehender Reihenfolge vor sich. Rechts sind die Nummern der Punkte 
von Anhang III/A und III/B angeben, in denen die Prüfungen beschrieben werden. 


1) Aufschlag von hinten 1,1. 

2) Einbeulversuch von hinten 1.4. 

3) Aufschlag von vorn 1.2. 

4) Seitlicher Aufschlag 1.3. 

5) Einbeulversuch von vorn 1.5. 


3. 1.1. 2. Wenn während der Prüfung einzelne Halterungen oder Blockierungen verschoben werden oder zu 
Bruch gehen, ist die Prüfung zu wiederholen. 

3. 1.1. 3. Während der Prüfversuche dürfen weder am Fahrzeug noch an der Umsturzschutzvorrichtung Repa- 
raturen oder Nachstellungen vorgenommen werden. 

3. 1.1. 4. Während der Prüfung befindet sich der Schalthebel der Zugmaschine in Nullstellung und die 
Bremsen sind gelöst. 

3.1.2. Spurbreite 

Die Spurbreite der Hinterräder ist so zu wählen, daß die Umsturzschutzvorrichtung bei den Prüfun- 
gen möglichst nicht von den Luftreifen getragen wird. 

3.1.3. Kabinenzubehör und Verkleidung 

Alle Teile der Zugmaschine oder der Umsturzschutzvorrichtung wie abnehmbare Platten und Aus- 
rüstungsteile, Zubehörteile oder dergleichen, die nicht zur Festigkeit beitragen können, vor der 
Prüfung abgenommen werden, falls nicht geprüft zu werden braucht, daß sie für den Führer der 
Zugmaschine bei etwaigen Umstürzen der Maschine keine Gefahr darstellen können. 

Gefahr kann ausgehen von weit über die Umsturzschutzvorrichtung hinausragenden Teilen einer 
Wetterschutzvorrichtung, wenn sie in den Freiraum eindringen können. Es ist zulässig, solche Teile 
zu demontieren. Front- und Seitenscheiben aus Sicherheitsglas oder glasähnlichen Stoffen dürfen 
ebenfalls entfernt werden. 

3.1.4. Aufschlagrichtung 

Die Seite der Zugmaschine, gegen die der Schlag geführt wird, ist so zu wählen, daß möglichst die 
größte Verformung erzielt wird. Der Schlag von hinten wird gegen diejenige Ecke geführt, die am 
weitesten von der seitlichen Aufschlagstelle entfernt ist, der Schlag von vorn gegen die Ecke, die der 
seitlichen Aufschlagstelle am nächsten liegt. 

3. 1 .5. Reifendruck und Reifenverformung 

Die Reifen dürfen keinen Wasserballast enthalten. Die Fülldrücke und die Verformungen derjenigen 
Reifen, die bei den Einzelprüfungen zu blockieren sind, müssen mit der Tabelle übereinstimmen: 
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4. 

4.1. 

4.1.1. 

4.1.2. 

4.1.3. 


4.1.4. 


5. 

5.1. 

5.1.1. 


5.1.2. 

5.1.3. 

5.1.4. 

5.2. 

5.3. 



Reifendruck (bar) 

Verformung 

(mm) 

Radialreifen Diagonalreifen 


vorn 

hinten 

vorn 

hinten 

vorn 

hinten 

Vierradantrieb, Vorder- und 

Hinterräder gleiche Abmessungen 

1 

1,20 

1,20 

1,00 

1,00 

25 

25 

kleiner als Hinterräder 

Vierradantrieb, Vorderräder 

1 

1,80 

1,20 

1,50 

1 

1,00 

20 

25 

Zweiradantrieb 

2,40 

1,20 

2,00 

1,00 

15. 

25 


Auswertung der Ergebnisse 

Eine zur EWG-Betriebserlaubnisprüfung vorgeführte Umsturzschutzvorrichtung gilt hinsichtlich der 
Widerstandsfähigkeit als zufriedenstellend, wenn die nachstehenden Bedingungen erfüllt sind. 

Es dürfen keinerlei Brüche oder Risse aufgetreten sein, wie in 3. 1. von Anhang III beschrieben. 

Der Führer darf durch keinerlei sonstige Ausrüstung besonders gefährdet werden, beispielsweise 
durch Glas, dessen Bruch gefährliche Splitter bildet, durch unzureichende Polsterung der Innenseite 
des Daches des Führerhauses oder an Stellen, an denen der Kopf des Führers anschlagen kann. 

Bei den Prüfungen nach Anhang III/A darf kein Teil der Freiraumzone über den Schutzbereich des 
Sicherheitsrahmens hinaustreten. 

Bei den Prüfungen nach Anhang III/B darf der Sicherheitsrahmen bei keinem der Schlag- oder Ein- 
beulversuche in irgendeinem Teil der Freiraumzone eindringen, auch darf kein Teil der Freiraum- 
zone den Schutzbereich des Sicherheitsrahmens überschreiten, wie in Punkt 3.2. von Anhang III/B 
angegeben. 

Bei den Prüfungen nach Anhang III/A darf die gemäß Punkt 3.1. von Anhang III/A gemessene 
Differenz zwischen der größten augenblicklichen Verformung und der bleibenden Verformung 
15 cm nicht überschreiten. 

Bei den Prüfungen nach Anhang III/B darf bei der seitlichen Schlagprüfung die Differenz zwischen 
der größten augenblicklichen Verformung und der bleibenden Verformung gemäß Punkt 3.3. von 
Anhang III/B nicht größer sein als 25 cm. 

Prüfungsbericht 

Der Prüfungsbericht ist dem Anhang zum EWG-Betriebserlaubnisbogen nach Anhang VI beizu- 
fügen. Aufbau und Inhalt des Prüfungsberichts sind aus Anhang V ersichtlich. Der Bericht muß 
enthalten: 

Eine allgemeine Beschreibung der Form der Umsturzschutzvorrichtung und deren Konstruktion ein- 
schließlich Werkstoffe und Befestigungs weise: Außenabmessungen der Zugmaschine mit angebauter 
Umsturzschutzvorrichtung; wichtigste Innenabmessungen; Mindestabstand vom Lenkrad; seitlicher 
Abstand zwischen Lenkrad und den Seitenwänden der Umsturzschutzvorrichtung; Höhe des Daches 
Umsturzschutzvorrichtung vom Sitz und von der Fußraste, falls vorhanden; Einzelheiten der nor- 
malen Ein- und Ausgänge und des durch Führerhaus oder Rahmenteile bedingten Notausganges; 
Einzelheiten des Heiz- und Lüftungssystems. 

Einzelheiten über etwaige Sondervorrichtungen wie z. B. Sicherung gegen überrollen des Schleppers. 

Eine kurze Beschreibung der Innenpolsterung zwecks Verringerung von Kopf- und Schulterver- 
letzungen und zur Lärmverminderung. 

Eine Beschreibung der Art der Windschutzscheibe und des verwendeten Fensterwerkstoffes. 

Im Bericht ist der Zugmaschinentyp deutlich zu kennzeichnen (Fabrikmarke, Typ und handelsübliche 
Benennung), der für die Tests verwendet worden ist und für den die Umsturzschutzvorrichtung be- 
stimmt ist. 

Ist eine Erweiterung der EWG-Betriebserlaubnis auf andere Zugmaschinentypen vorgesehen, so ist 
im Prüfungsbericht ein genauer Hinweis auf die ursprüngliche EWG-Betriebserlaubnis aufzuneh- 
men, sowie präzise Angaben hinsichtlich der Anforderungen nach Punkt 3.4. von Anhang 1. 
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Prüfverfahren 

A - Prüfmethode I 


Anhang III 


1 . Aufschlag- und Einbeulprüfungen 

1.1. Aufschlag von hinten 

1.1.1. Die Zugmaschine ist gegenüber dem Fallgewicht so aufzustellen, daß an der Aufsdilagstelle Gewicht 
und Halteketten einen Winkel von 20° mit der Senkrechten bilden, es sei denn, daß die Umsturz- 
sdiutzvorrichtung an der Aufschlagstelle mit der Senkrechten einen größeren Winkel bildet. 

In diesem Falle muß die Aufsdilagfläche des Gewichtes mit der Aufschlagfläche an der Umsturz- 
schutzvorriditung durch eine Zusatzeinrichtung parallel ausgerichtet werden, wobei die Ketten 
stets einen Winkel von 20° mit der Senkrechten bilden. Die Fallhöhe des Gewichts ist so einzu- 
stellen, daß die Bahnkurve seines Schwerpunktes durch den Aufschlagpunkt verläuft. Als Auf- 
schlagpunkt an der Umsturzschutzvorriditung ist der Punkt zu wählen, der bei etwaigem Um- 
stürzen des Schleppers nach hinten den Boden zuerst berühren würde, normalerweise also der 
obere Rand. Die Fallhöhe des Gewichtes ist zu einzustellen, daß dieses keinerlei Tendenz besitzt, 
sich um den Berührungspunkt zu drehen. Der Schwerpunkt des Gewichts liegt ein Sechstel der Länge 
der Oberkante der Umsturzschutzvorrichtung einwärts von einer Vertikalebene, die parallel zur 
Mittelebene der Zugmaschine verläuft und die Außenseite der Umsturzschutzvorrichtung berührt. 

Besitzt jedodi die Umsturzschutzvorrichtung hinten eine Abrundung, deren Krümmung mehr als 
ein Sechstel der Kantenoberlänge einwärts der vertikalen Seitenebene beginnt, so muß der Schlag 
am Beginn dieser Abrundung auftreffen, d. h. an dem Punkt, wo die Abrundungskrümmung tangen- 
tial zu einer Linie verläuft, die rechtwinklig zur Mittelebene der Zugmasdiine liegt {siehe Abbil- 
dung 9 von Anhang III). 

1.1.2. Zugmaschinen mit starrem Rahmen sind zu verankern. Die Befestigungspunkte für die Halteseile 
sollen etwa 2 m hinter der Hinterachse und 1,5 m vor der Vorderachse liegen. Sie sollen entweder 
in der Ebene liegen, in der der Schwerpunkt des Pendelgewichts sdiwingt, oder aber eine der Ver- 
ankerungen muß eine resultierende Kraft in dieser Ebene ergeben (siehe Abbildung 5 von 
Anhang IV) . 

Die Halteseile sind so zu verspannen, daß die Verformungen der Vorder- und Hinterreifen den 
Vorschriften von 3.1.5. von Anhang II entsprechen. 

1.1.3. Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung werden beide Achsen verankert. Die Achse des Teils der Zug- 
maschine, auf dem die Umsturzschutzvorrichtung befestigt ist, ist so zu verspannen, wie für die 
Hinterachse in Abbildung 5 vom Anhang IV angegeben ist. Der Gelenkpunkt wird mittels eines 
Kantholzes von 100 x 100 mm Querschnitt abgestützt und mit Drahtseilen zu den Bodenhalterungen 
verspannt. 

1.1.4. Das Gewicht wird nach rückwärts gezogen, bis die Höhe seines Schwerpunktes über dem Aufschlag- 
punkt naciistehender Formel entspricht: 

H 125 + 0,020 W 

worin H die Höhe in mm, W das Gewicht der Zugmaschine nach Definition von Punkt 1.3. von 
Anhang II ist. 

Das Gewicht wird losgelassen, so daß es gegen den Umsturzschutz aufschlägt. 

1.2. Aufschlag von vorn 

1.2.1. Die Zugmaschine ist gegenüber dem Fallgewicht so aufzustellen, daß an der Aufschlagstelle Gewicht 
und Halteketten einen Winkel von 20° mit der Senkrechten bilden, es sei denn, daß der Rahmen an 
der Aufschlagstelle mit der Senkrechten einen größeren Winkel bildet. In diesem Falle muß die 
Aufschlagfläche des Gewichtes mit der Aufschlagfläche an der Umsturzschutzvorrichtung durch eine 
Zusatzeinrichtung parallel ausgerichtet werden, wobei die Ketten stets einen Winkel von 20° mit 
der Senkrechten bilden. Die Fallhöhe des Gewichtes ist so einzustellen, daß die Bahnkurve seines 
Schwerpunktes durch den Aufschlagpunkt verläuft. Als Aufschlagpunkt an der Umsturzschutzvor- 
richtung ist ein Punkt zu wählen, der bei etwaigem Umstürzen der Zugmaschine nach vorn den 
Boden zuerst berühren würde, normalerweise also die vordere obere Ecke. Der Schwerpunkt des 
Gewichtes darf nicht mehr als 80 mm einwärts von einer Vertikalebene liegen, die parallel zur 
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Mittelebene der Zugmaschine verläuft und die Außenseite der Umsturzschutzvorrichtung berührt. 
Besitzt jedoch die Schutzvorrichtung eine Abrundung, durch die ein größerer Abstand von der seit- 
lichen Vertikalebene erforderlich wird, so muß der Schlag am Beginn dieser Abrundung auftreffen, 
d. h. an dem Punkt, wo die Abrundungskrümmung tangential zu einer Linie verläuft, die recht- 
winklig zur Mittelebene der Zugmaschine liegt (siehe Anhang IV, Abbildung 9). 

1.2.2. Zugmaschinen mit festem Rahmen sind wie in Anhang IV, Abbildung 6, angegeben zu verankern. 
Die Befestigungspunkte für die Verankerung sollen etwa 2 m hinter der Hinterachse und 1,5 m vor 
der Vorderachse liegen. Die Halteseile sind so zu verspannen, daß die Verformungen der Vorder- 
und Hinterreifen den Vorschriften von 3.1.5. von Anhang II entsprechen. Nach dem Verspannen der 
Halteseile sind Kanthölzer von 150 x 150 mm Querschnitt an der Hinterseite der Hinterräder so am 
Boden zu befestigen, daß sie an den Reifen fest anliegen. 

1.2.3. Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung sind beide Achsen zu verspannen. Die Achse des Teils der Zug- 
maschine, auf dem die Umsturzschutzvorrichtung befestigt ist, ist so zu verspannen, wie für die 
Vorderachse in Abbildung 6 von Anhang IV angegeben ist. 

1.2.4. Das Gewicht wird nach rückwärts gezogen, bis die Höhe seines Schwerpunktes über dem Aufschlag- 
punkt nachstehender Formel entspricht: 

H = 125 + 0,020 W. 

1.3. Seitlicher Schlag 

1.3.1. Zugmaschinen mit starrem Rahmen sind gegenüber dem Fallgewicht so aufzustellen, daß an der 
Aufschlagstelle Gewicht und Halteketten einen Winkel von 20° mit der Senkrechten bilden, es sei 
denn, daß der Rahmen an der Aufschlagstelle mit der Senkrechten einen größeren Winkel bildet. 
In diesem Falle muß die Aufschlagfläche des Gewichtes mit der Aufschlagfläche an der Umsturz- 
schutzvorrichtung durch eine Zusatzeinrichtung parallel ausgerichtet werden, wobei die Ketten stets 
vertikal bleiben. 

Die Fallhöhe des Gewichtes ist so einzustellen, daß die Bahnkurve seines Schwerpunktes durch den 
Aufschlagpunkt verläuft. Als Aufschlagpunkt an der Umsturzschutzvorrichtung ist der Punkt zu 
wählen, der bei etwaigem Umstürzen der Zugmaschine nach der Seite den Boden zuerst berühren 
würde, normalerweise alsa der obere Rand. Wenn nicht mit Sicherheit feststeht, daß auf dieser 
Kante des Rahmens kein anderes Element den Boden zuerst berührt, wird der Aufschlagpunkt in 
der Querebene festgelegt, die zur Längsmittelebene der Zugmaschine rechtwinklig verläuft und 
durch die Mitte des Fahrersitzes geht, wenn dieser in seiner Mittelstellung steht. Die Höhe des 
Gewichtes ist so einzustellen, daß es sich nicht um den Aufschlagpunkt drehen kann. 

1.3.2. Achsen, die gegenüber der Umsturzschutzvorrichtung keine horizontale Schwenkung um einen 
Gelenkpunkt ausführen können, sind auf der Seite zu verankern, gegen die der Schlag auf die 
Umsturzschutzvorrichtung geführt wird. Bei Zugmaschinen mit Zweiradantrieb ist dies normaler- 
weise die Hinterachse; der Versuchsaufbau ist aus Abbildung 7 von Anhang IV ersichtlich. Die bei- 
den Spannseile werden über die Achse von zwei Punkten aus geführt, die unmittelbar darunter 
liegen, und zwar eines davon zu einem Punkt, der etwa 1,5 m hinter der Achse liegt. Diese Veranke- 
rungen werden so verspannt, daß die Verformung des Reifens an der Verankerungsstelle der Vor- 
schrift 3.1.5. von Anhang II entspricht. Nach dem Verspannen der Seile ist ein Kantholz als Ab- 
fangstrebe gegen das dem Fallgewicht gegenüberliegende Rad schräg anzusetzen und so am Boden 
zu befestigen, daß es das Rad beim Aufsdilag wie in Abbildung 7 von Anhang IV angegeben sichert. 
Die Länge dieser Abfangstrebe ist so zu wählen, daß sie beim Anliegen am Rand einen Winkel von 
30° ± mit der Horizontalen bildet. Ihre Länge muß das 20- bis 25fache der Höhe betragen, ihre 
Breite das 2- bis 3fache der Höhe. Die beiden Achsen müssen gegen seitliche Bewegungen durch ein 
am Boden befestigtes Kantholz an der Außenseite des Rades gesichert werden, daß der Aufschlag- 
seite gegenüberliegt. 

1.3.3. Zugmaschinen mit Knicklenkung sind in der Weise zu verspannen, daß der Teil der Zugmaschine, 
auf dem die Umsturzschutzvorrichtung befestigt ist, mit derselben Steifigkeit verspannt wird wie bei 
einer Zugmaschine mit starrem Rahmen. 

Beide Achsen sind am Boden zu verankern. Achse und Räder desjenigen Teils der Zugmaschine, 
auf dem die Umsturzschutzvorrichtung befestigt ist, werden nach Abbildung 7 von Anhang IV ver- 
spannt und abgestützt. Der Gelenkpunkt wird mit einem Kantholz von mindestens 100x 100 mm 
Querschnitt abgestützt und an den Bodenhalterungen verspannt. Zusätzlich wird der Gelenkpunkt 
mit einer Strebe gegen den Boden abgestützt, die so anzuordnen ist, daß die Abstützwirkung etwa 
die gleiche ist wie bei den Hinterrädern einer Zugmaschine mit starrem Rahmen. 
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1.3.4. Das Gewicht wird so weit nach rückwärts gezogen, daß die Lage seines Schwerpunktes gegenüber 
der Aufschlagstelle folgender Formel entspricht: 

H 125 + 0,150 W. 

1.4. Einbeulprüfung hinten 

Die Zugmaschine wird in die unter 2.6. beschriebene und in Anhang III Abbildung 8 und 10 ge- 
zeichnete Versuchsvorrichtung so eingefahren, daß die Hinterkante des Druckbalkens über dem 
hintersten Punkt der Umsturzschutzvorrichtung zu liegen kommt und die Längsmittelebene der 
Zugmaschine in der Mitte zwischen den beiden Lastangriffspunkten der Kanthölzer liegt. 

Die Achsen sind durch Widerleger so abzustützen, daß die Reifen die Versuchslast nicht zu tragen 
haben. Als Belastung ist das Doppelte des Zugmaschinengewichts nach 1.3. von Anhang II anzu- 
wenden. Dabei kann es erforderlich sein, das Vorderteil der Zugmaschine zu verankern. 

1 .5. Einbeulprüfung vorn 

1.5.1. Diese wird in derselben Weise wie die Einbeulprüfung hinten ausgeführt, jedoch mit der 
Änderung, daß die Vorderkante des Druckbalkens über dem vordersten Punkt der Umsturzschutz- 
vorrichtung zu liegen kommt. 

1.5.2. Wenn das Vorderteil des Daches des Führerhauses die volle Versuchsbelastung nicht aufnehmen 
kann, so wird die Kraft so lange angewendet, bis das Dach des Führerhauses so weit verformt ist, 
daß es in die Ebene fällt, die das Oberteil der Umsturzschutzvorrichtung mit demjenigen Vorderteil 
der Zugmaschine verbindet, der imstande ist, das Gewicht des umgestürzten Fahrzeuges aufzu- 
nehmen. Die Belastung wird dann aufgehoben und die Zugmaschine erneut so aufgestellt, daß sich 
der Druckbalken über demjenigen Punkt der Umsturzschutzvorrichtung befindet, der den hinteren 
Teil der völlig umgestürzten Zugmaschine aufnehmen würde, wie dies in Abbildung 10 von An- 
hang IV dargestellt ist, worauf wiederum die volle Belastung aufgebracht wird. 

2. Freiraum 

2.1. Der „Freiraum" wird durch folgende Ebenen begrenzt, wenn die Zugmaschine auf einer horizon- 
talen Fläche steht: 

— eine Horizontalebene 95 cm über dem belasteten Sitz; 

— eine Vertikalebene rechtwinklig zur Mittelebene der Zugmaschine, 10 cm hinter der Rücklehne; 

— eine Vertikalebene parallel zur Mittelebene der Zugmaschine, 25 cm links vom Sitzmittelpunkt ; 

— eine Vertikalebene parallel zur Mittelebene der Zugmaschine, 25 cm rechts vom Sitzmittelpunkt; 

— eine geeignete Ebene, in der eine waagerechte Linie senkrecht zur Mittelebene der Zugmaschine 
verläuft, und zwar in 95 cm Höhe über dem belasteten Sitz und in 45 cm Entfernung vor der 
Sitzrückenlehne unter Einrechnung des normalen horizontalen Verstellbereiches des Sitzes. 
Diese geneigte Ebene verläuft vor dem Kranz des Lenkrades und nähert sich diesem bis auf 
4 cm Abstand. 

2.2. Die Rückenlehne des Sitzes ist ohne Berücksichtigung irgendwelcher Polsterung festzulegen. Der 
Sitz muß sich in der hintersten Stellung des für normale Schlepperarbeit vorgesehenen Verstell- 
bereiches befinden, sowie in der höchsten Stellung des vertikalen Verstellbereiches. Ist der Sitz mit 
einer verstellbaren Aufhängung versehen, so ist diese in die mittlere Stellung zu bringen und die 
Feder mit 75 kg zu belasten. 

3, Messungen 

3.1. Brüche und Risse 

3.1.1. Nach jeder Prüfung sind Spanten, Verbindungen und Befestigungselemente einer Sichtprüfung auf 
Brüche oder Risse zu unterziehen, wobei jedoch kleine Risse an unbedeutenden Teilen nicht berück- 
sichtigt zu werden brauchen. 

3.1.2. Während jeder Prüfung ist die Umsturzschutzvorrichtung daraufhin zu prüfen, ob Teile derselben 
in den Freiraum um den Fahrersitz nach Definition 2,2. eingetreten sind. 

3.1.3. Außerdem ist zu überprüfen, ob der Freiraum an irgendeiner Stelle über die Schutzzone der Um- 
sturzschutzvorrichtung hinaustritt. Dabei wird angenommen, daß dieser Fall dann vorliegt, wenn 
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irgendein Teil des freien Raumes nach dem Umkippen der Zugmaschine nach der Seite, gegen die 
der Schlag geführt worden ist, mit dem Boden in Berührung tritt. Bei dieser Prüfung werden die 
Reifen auf die kleinste Spurweite eingestellt. 

3.2. Größte augenblickliche Verformung 

Bei der seitlichen Schlagprüfung ist die Differenz zwischen der größten augenblicklichen Verfor- 
mung und der bleibenden Verformung in 950 mm Höhe über dem belasteten Sitz zu messen. Dies 
geschieht mit einer Vorrichtung, bei der ein Ring mit Schiebesitz auf einer horizontalen Stange 
befestigt ist. Das eine Ende der Stange wird am oberen Spant des Führerhauses befestigt, das 
andere Ende wird in ein Loch der senkrechten Vergleichsschiene eingeführt. 

3.3. Bleibende Verformung 

Nach dem letzten Einbeulversuch wird die bleibende Verformung der Umsturzschutzvorrichtung 
ermittelt. Zu diesem Zweck wird vor dem Versuch die Lage der Hauptspanten der Schutzvorrichtung 
gegenüber dem Sitz festgestellt. 


B - Prüfmethode II 

1 . Aufschlag und Einbeulversuche 

1.1. Aufschlag von hinten 

1.1.1. Die Zugmaschine ist gegenüber dem Fallgewicht so aufzustellen, daß an der Aufschlagstelle Gewicht 

und Halteketten einen Winkel von 20"^ mit der Senkrechten bilden, es sei denn, daß die Umsturz- 

schutzvorrichtung an der Aufschlagstelle mit der Senkrechten einen größeren Winkel bilden. In 
diesem Falle muß die Aufschlagfläche des Gewichtes mit der Aufschlagfläche an der Umsturzschutz- 
vorrichtung durch eine Zusatzeinrichtung parallel ausgerichtet werden, wobei die Ketten stets 
einen Winkel von 20° mit der Senkrechten bilden. Die Fallhöhe des Gewichtes ist so einzustellen, 
daß die Bahnkurve seines Schwerpunktes durch den Aufschlagpunkt verläuft. Als Aufschlagpunkt 
der Umsturzschutzvorrichtung ist ein Punkt zu wählen, der bei etwaigen Umstürzen der Zug- 
maschine nach rückwärts den Boden zuerst berühren würde, normalerweise also auf dem oberen 
Rand. Der Schwerpunkt des Gewichtes muß im Abstand von einem Sechstel der Breite der Um- 
sturzschutzvorrichtung am First einwärts von einer Vertikalebene liegen, die parallel zur Mittel- 
ebene der Zugmaschine verläuft und die Außenseite der Umsturzschutzvorrichtung berührt. 

Besitzt jedoch die Umsturzschutzvorrichtung eine Abrundung, durch die ein größerer Abstand von 
der seitlichen Vertikalebene erforderlich wird, so muß der Schlag am Beginn dieser Abrundung 
auftreffen, d. h. an dem Punkt, wo die Abrundungskrümmung tangential zu einer Linie verläuft, die 
rechtwinkelig zur Mittelebene der Zugmaschine liegt (siehe Abbildung 9, Anhang IV). 

1.1.2. Falls ein hervorstehender Spant eine für den Aufschlag des Gewichtes ungeeignete Fläche dar- 
stellt, so ist eine Stahlplatte geeigneter Dicke und Tiefe und von etwa 300 mm Länge so an dem 
Spant zu befestigen, daß dadurch die Festigkeit der Umsturzschutzvorrichtung nicht beeinflußt wird. 

Die Zugmaschine ist wie in Abbildung 5 Anhang IV angegeben zu verankern. Die Befestigungs- 
punkte für die Verankerungen sollen etwa 2 m hinter der Hinterachse und 1,5 m vor der Vorder- 
achse liegen. Die Verankerungen sind so zu verspannen, daß die Verformungen der Vorder- und 
Hinterreifen den Vorschriften vom 3.1.5. von Anhang II entsprechen. Nach dem Verspannen der 
Verankerungen sind Kanthölzer von 150x 150 mm Querschnitt an der Vorderseite der Hinterräder 
am Boden zu befestigen, daß sie an den Reifen fest anliegen. 

1.1.3. Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung werden beide Achsen verankert. Die Achse des Teils der Zug- 
maschine, auf dem die Umsturzschutzvorrichtung befestigt ist, ist so zu verspannen, wie für die 
Hinterachse in Abbildung 5 von Anhang IV angegeben ist. Der Gelenkpunkt wird mittels eines 
Kantholzes von 100 x 100 mm Querschnitt abgestützt und mit Drahtseilen zu den Bodenhalterungen 
verspannt. 

1.1.4. Das Gewicht wird nach rückwärts gezogen, bis die Höhe seines Schwerpunktes über dem Aufschlag- 
punkt nachstehender Formel entspricht: 

H = 2,165 X 10-8 xWL2 

wobei: 

H = Höhe in Millimetern 
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W = Gewicht der Zugmaschine nach 1.3. von Anhang II 
L = Größter Radstand der Zugmaschine in Millimetern 

1.2. Aufschlag von vorn 

1.2.1. Die Zugmaschine ist gegenüber dem Fallgewicht so aufzustellen, daß an der Aufschlagstelle Gewicht 
und Halteketten einen Winkel von 20° mit der Senkrechten bilden, es sei denn, daß die Umsturz- 
schutzvorrichtung an der Aufschlagstelle mit der Senkrechten einen größeren Winkel bildet. In die- 
sem Falle muß die Aufschlagfläche des Gewichts mit der Aufschlagfläche an der Umsturzschutz- 
vorrichtung durch eine Zusatzeinrichtung parallel ausgerichtet werden, wobei die Ketten stets 
einen Winkel von 20° mit der Senkrechten bilden. Die Fallhöhe des Gewichts ist so einzustellen, 
daß die Bahnkurve seines Schwerpunktes durch den Aufschlagpunkt verläuft. Als Aufschlagpunkt 
an der Umsturzschutzvorrichtung ist ein Punkt zu wählen, der bei etwaigen Umstürzen der Zug- 
maschine nach vorn den Boden zuerst berühren würde, normalerweise also die vordere obere 
Ecke. Der Schwerpunkt des Gewichtes darf nicht mehr als 80 mm einwärts von einer Vertikalebene 
liegen, die parallel zur Mittelebene der Zugmaschine verläuft und die Außenseite der Umsturz- 
schutzvorrichtung berührt. Besitzt jedoch die Umsturzschutzvorrichtung eine Abrundung, durch die 
ein größerer Abstand von der seitlichen Vertikalebene erforderlich wird, so muß der Schlag am 
Beginn dieser Abrundung auf treffen, d. h. an dem Punkt, wo die Abrundungskrümmung tangen- 
tial zu einer Linie verläuft, die rechtwinklig zur Mittelebene der Zugmaschine liegt (siehe Ab- 
bildung 9 Anhang IV). 

1.2.2. Die Zugmaschine ist wie in Abbildung 6 von Anhang IV angegeben zu verankern. Die Befestigungs- 
punkte für die Verankerungen sollen etwa 2 m hinter der Hinterachse und 1,5 m vor der Vorder- 
achse liegen. Die Halteseile sind so zu verspannen, daß die Verformungen der Vorder- und Hinter- 
reifen den Vorschriften von 3.1.5. von Anhang II entsprechen. Nach dem Verspannen der Halte- 
seile sind Kanthölzer von 150x 150 mm Querschnitt an der Hinterseite der Hinterränder so am 
Boden zu befestigen, daß sie an den Reifen fest anliegen. 

1.2.3. Bei Zugmaschinen mit Knicklenkung werden beide Achsen verankert. Die Achse des Teils der 
Zugmaschine, auf dem die Umsturzschutzvorrichtung befestigt ist, ist so zu verspannen, wie für die 
Hinterachse in Abb. 6 von Anhang IV angegeben ist. Der Gelenkpunkt wird mittels eines Kant- 
holzes von lOOx 100 mm Querschnitt abgestützt und mit Drahtseilen zu den Bodenhalterungen ver- 
spannt. 

1.2.4. Das Gewicht wird nach rückwärts gezogen, bis die Höhe seines Schwerpunktes über dem Auf- 
schlagpunkt nachstehender Formel entspricht: 

H 125 + 0,020 W. 

1.3. Seitlicher Schlag 

1.3.1. Die Zugmaschine ist gegenüber dem Fallgewicht so aufzustellen, daß an der Aufschlagstelle Ge- 
wicht und Halteketten einen Winkel von 20° mit der Senkrechten bilden, es sei denn, daß der Rah- 
men an der Aufschlagstelle mit der Senkrechten einen größeren Winkel bildet. In diesem Falle 
muß die Aufschlagfläche des Gewüchtes mit der Aufschlagfläche an der Umsturzschutzvorrichtung 
durch eine Zusatzeinrichtung parallel ausgerichtet werden, wobei die Ketten stets einen Winkel 
von 20° mit der Senkrechten bilden. Die Fallhöhe des Gewichtes ist so einzustellen, daß die Bahn- 
kurve seines Schwerpunktes durch den Aufschlagpunkt verläuft. Als Aufschlagpunkt an der Um- 
sturzschutzvorrichtung ist der Punkt zu wählen, der bei etwaigem Umstürzen der Zugmaschine nach 
der Seite den Boden zuerst berühren würde, normalerweise also der obere Rand. Wenn nicht mit 
Sicherheit feststeht, daß auf dieser Kante der Umsturzschutzvorrichtung kein anderes Element den 
Boden zuerst berührt, wird der Aufschlagpunkt in der Querebene festgelegt, die zur Längsmittel- 
ebene der Zugmaschine rechtwinklig verläuft und durch die Mitte des Fahrersitzes geht, wenn 
dieser in seiner Mittelstellung steht. 

1.3.2. Eine der Achsen, die gegenüber der Umsturzschutzvorrichtung nicht um eine horizontale Achse 
schwenkbar ist, ist auf der Seite zu verankern, gegen die der Schlag auf der Umsturzschutzvorrich- 
tung geführt wird. Bei Zugmaschinen mit Zweiradantrieb ist dies normalerweise die Hinterachse; 
der Versuchsaufbau ist aus Abbildung 7 von Anhang IV ersichtlich. Die beiden Spannseile werden 
über die Achse von zwei Punkten aus geführt, die unmittelbar darunter liegen, und zwar eines 
davon zu einem Punkt etwa 1,5 m vor der Achse, das andere zu einem Punkt, der etwa 1,5 m hinter 
der Achse liegt. Diese Verankerungen werden so verspannt, daß die Verformung des Reifens an 
der Verankerungsstelle der Vorschrift 3.1.5. von Anhang II entspricht. Nach dem Verspannen der 
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der Seile ist ein Kantholz als Abfangsstrebe gegen das dem Fallgewicht gegenüberliegende Rad 
schräg anzusetzen und so am Boden zu befestigen, daß es das Rad beim Aufschlag wie in Abbildung 
7 von Anhang IV angegeben sichert. Die Länge dieser Abfangstrebe ist so zu wählen, daß sie beim 
Anliegen am Rad einen Winkel von 30° ± 3° mit der Horizontalen bildet. Ihre Länge muß das 20- 
bis 25fache der Tiefe betragen, ihre Breite das 2- bis 3fache der Tiefe. Die nicht abgestützte Achse, 
normalerweise die Vorderachse, muß gegen seitliche Bewegungen durch ein am Boden befestigtes 
Kantholz an der Außenseite des Rades gesichert werden, das der Aufsdilagseite gegenüberliegt. 

1.3.3. Beide Achsen sind am Boden zu verankern. Achse und Räder desjenigen Teils der Zugmaschine, 
auf dem die Umsturzschutzvorrichtung befestigt ist, werden nach Abbildung 7 von Anhang IV ver- 
spannt und abgestützt. Der Gelenkpunkt wird mit einem Kantholz von mindestens 100x 100 mm 
Querschnitt abgestützt und an den Bodenhalterungen verspannt. Zusätzlich wird der Gelenkpunkt 
mit einer Strebe gegen den Boden abgestützt, die so anzuordnen ist, daß die Abstützwirkung etwa 
die gleiche ist wie bei den Hinterrändern einer Zugmaschine mit starrem Rahmen. 

1.3.4. Das Gewicht wird so weit nach rückwärts gezogen, daß die Lage seines Schwerpunkts gegenüber 
der Aufschlagstelle folgender Formel entspricht: 

H = 125 + 0,150 W. 

1.4. Einbeulversuch hinten 

1.4.1. Die Zugmaschine wird in die unter 2.6. von Anhang II beschriebene und in Abbildung 8 und 10 
von Anhang IV gezeichnete Versuchsvorrichtung so eingefahren, daß die Hinterkante des Druck- 
balkens über dem hintersten Punkt der Umsturzschutzvorrichtung zu liegen kommt und die Längs- 
mittelebene der Zugmaschine in der Mitte zwischen den beiden Lastangriffspunkten der Kanthölzer 
liegt. 

1.4.2. Die Achsen sind durch Widerlager so abzustützen, daß die Reifen die Versuchslast nicht zu tragen 
haben. Als Belastung ist das Doppelte des Zugmaschinengewichts nach 1.3. von Anhang II anzu- 
wenden. Dabei kann es erforderlich sein, das Vorderteil der Zugmaschine zu verankern. 

1.5. Einbeulversuch vorn 

Dieser wird in derselben Weise wie der Einbeulversuch hinten ausgeführt, jedoch mit der Ände- 
rung, daß die Vorderkante des Druckbalkens über dem vordersten Punkt der Umsturzschutzvor- 
richtung zu liegen kommt. 

Wenn das Vorderteil des Daches der Umsturzschutzvorrichtung die volle Versuchsbelastung nicht 
aufnehmen kann, so wird die Kraft solange angewendet, bis das Kabinendach so weit verformt ist, 
daß es in die Ebene fällt, die das Oberteil der Umsturzschutzvorrichtung mit demjenigen Vorder- 
teil der Zugmaschine verbindet, der imstande ist, das Gewicht des umgestürzten Fahrzeugs aufzu- 
nehmen. Die Belastung wird dann aufgehoben und die Zugmaschine erneut so aufgestellt, daß sich 
der Druckbalken über demjenigen Punkt der Umsturzschutzvorrichtung befindet, der den hinteren 
Teil der völlig umgestürzten Zugmaschine aufnehmen würde, wie dies in Abbildung 10, Anhang IV 
dargestellt ist, worauf wiederum die volle Belastung aufgebracht wird. 

2. Freiraumzone 

2.1. Die Freiraumzone ist in Abb. 3 von Anhang IV dargestellt. Nach dieser Zeichnung wird der „freie 
Raum" gegenüber einer senkrechten Bezugsebene festgelegt, die im allgemeinen die Längsmittel- 
ebene der Zugmaschine ist und durch den Sitzbezugspunkt gemäß 2.3. sowie durch die Mitte des 
Lenkrades verläuft. Es wird angenommen, daß sich diese Bezugsebene bei Stößen horizontal mit 
dem Sitz und dem Lenkrad verschiebt, jedoch in ihrer senkrechten Stellung zur Zugmaschine bzw. 
zur Umsturzschutzvorrichtung verbleibt, wenn die Umsturzschutzvorrichtung elastisch aufgehängt 
ist. 

Ist das Lenkrad verstellbar, so muß es sich in der Stellung für normales Fahren für sitzenden 
Fahrer befinden. 

2.2. Die Freiraumzone wird folgendermaßen umgrenzt: 

2.2.1. Durch zwei Vertikalebenen 250 mm beiderseits der Bezugsebene bis in 300 mm Höhe über dem 
Sitzbezugspunkt. 
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2.2.2. Durch zwei parallele Ebenen, die sich von der Oberkante der Ebene (2.2.1.) bis zu einer maximalen 
Höhe von 900 mm erstrecken und so geneigt sind, daß der oberste Punkt der Ebene auf der Seite, 
gegen die der Schlag geführt wird, mindestens 100 mm von der Bezugsebene entfernt ist. 

2.2.3. Durch eine waagerechte Ebene in 900 mm Höhe über dem Sitzbezugspunkt. 

2.2.4. Durch eine geneigte Ebene, die rechtwinklig zur Bezugsebehe verläuft, von einem Punkt in 
900 mm Höhe unmittelbar über dem Sitzbezugspunkt ausgeht und den hintersten Teil der Sitz- 
konstruktion mit der Aufhängung einschließt. 

2.2.5. Durch eine senkrechte Ebene rechtwinklig zur Bezugsebene, die sich nach unten bis zum hintersten 
Teil des Sitzes erstreckt. 

2.2.6. Durch eine gekrümmte Fläche rechtwinklig zur Bezugsebene, mit einem Krümmungsradius von 
120 mm, die sich tangential an die Ebenen 2.2.3. und 2.2.4. anschließt. 

2.2.7. Durch eine gekrümmte Fläche rechtwinklig zur Bezugsebene, mit einem Radius von 900 mm, die 

sich vorn in 400 mm Entfernung tangential an die Ebene 2.2.3, anschließt und hinten in 150 mm 

Abstand vor dem Sitzbezugspunkt endet. 

2.2.8. Durch eine geneigte Ebene rechtwinklig zur Bezugsebene, die sich an die Vorderkante der 

Fläche 2.2.7. anschließt und in 40 mm Abstand vom Lenkrad verläuft. Ist das Lenkrad überhöht 

angeordnet, so wird diese Ebene durch eine Tangentialebene an die gekrümmte Fläche 2.2.7. 
ersetzt. 

2.2.9. Durch eine Vertikalebene rechtwinklig zur Bezugsebene in 40 mm Abstand vor dem Lenkrad. 

2.2.10. Durch eine Horizontalebene durch den Sitzbezugspunkt. 

2.3. Sitzstellung und Sitzbezugspunkt 

2.3.1. Der Sitz ist in der Mitte eines beliebigen Höhenverstellbereiches so anzuordnen, daß er in horizon- 
taler Richtung jede Einstellmöglichkeit zuläßt. Für die Definition des Lichtraumprofils nach 2.1. 
muß sich der Sitz in der hintersten Stellung eines beliebigen horizontalen Einstellbereiches be- 
finden. 

Den Bezugspunkt erhält man durch Verwendung des in Abb. 1 und 2, Anhang IV dargestellten 
Gestells, daß die Sitzbelastung durch einen menschlichen Körper simuliert. Das Gestell besteht 
aus einer Sitzpfanne und aus zwei Brettern für die Rückenpartie. Das untere Brett der Rücken- 
stütze ist in der Gegend der Gesäßknorren (A) und der Lenden (B) gelenkig angeschlossen, das 
Gelenk (B) ist höhenverstellbar. 

2.3.2. Als Bezugspunkt gilt der Punkt in der Längsmittelebene des Sitzes, in dem sich die Tangential- 
ebene an den unteren Teil der Rückenstütze mit einer Horizontalebene schneidet, die ihrerseits 
die Unterseite der Sitzpfanne im Abstand von 150 mm vor der oben erwähnten Tangentialebene 
durchstößt. 

2.3.3. Ist die Sitzaufhängung mit einer Vorrichtung zur Anpassung an das Fahrergewicht versehen, so 
muß der Sitz so eingestellt werden, daß er sich im Mittelpunkt des dynamischen Verstellbereiches 
befindet. Das Gestell wird auf den Sitz aufgesetzt und mit einem Gewicht von 55 kg an einem 
Punkt belastet, der 50 mm vor dem Gelenk (A) liegt, und die beiden Bretter der Rückenstütze 
werden leicht tangential gegen die Rückenlehne gedrückt. 

2.3.4. Wenn es nicht möglich ist, eine Tangente an den unteren Teil der Rückenstütze (unterhalb und 
oberhalb der Lenden) festzulegen, so ist folgendermaßen vorzugehen: 

2.3.4. 1. Wenn im Bereich unterhalb der Lenden keine Tangente möglich ist: Das untere Brett der Rücken- 
stütze wird gegen die Rückenlehne leicht vertikal angedrückt. 

2.3.4.2. Wenn keine Tangente oberhalb der Lenden möglich ist: Das Gelenk (B) wird auf eine Höhe ein- 
gestellt, die 23 cm über dem Sitzbezugspunkt liegt, wenn der untere Teil der Rückenstütze ver- 
tikal steht. Dann werden die beiden Bretter der Rückenstütze leicht tangential gegen die Rücken- 
lehne gedrückt. 
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3. Messungen 

3.1. Brüche und Risse 

Nach jedem Versuch sind Spanten, Verbindungen und Befestigungselemente einer Sichtprüfung 
auf Brüche oder Risse zu unterziehen, wobei jedoch kleine Risse an unbedeutenden Teilen nicht 
berücksichtigt zu werden brauchen. 

3.2. Freiraumzone 

Bei jedem Versuch ist die Umsturzschutzvorrichtung daraufhin zu prüfen, ob Teile derselben in 
die Freiraumzone um den Fahrersitz nach Definition 2.1. eingetreten sind. 

Außerdem ist zu überprüfen, ob die Freiraumzone an irgendeiner Stelle über die Schutzzone der 
Umsturzschutzvorrichtung hinaustritt. Dabei wird angenommen, daß dieser Fall dann vorliegt, wenn 
irgendein Teil des freien Raumes nach dem Umkippen der Zugmaschine nach der Seite, gegen die 
der Schlag geführt worden ist, mit dem Boden in Berührung tritt. Bei diesem Versuch werden die 
Reifen auf die kleinste Spurweite eingestellt. 

3.3. Größte augenblickliche Verformung 

Bei der seitlichen Schlagprüfung ist die Differenz zwischen der größten augenblicklichen Verfor- 
mung und der bleibenden Verformung in 900 mm Höhe und in 150 mm Entfernung vor dem 
Sitzbezugspunkt festzustellen. Dabei wird das eine Ende der in Punkt 2.6. von Anhang II be- 
schriebenen Stange am Umsturzschutz befestigt und das andere Ende in ein Loch der senkrechten 
Vergleichsschiene geführt. Die Stellung des Reibrings auf der Stange nach dem Schlag gibt die 
maximale Verformung an. 

3.4. Bleibende Verformung 

Nach dem letzten Einbeulversuch wird die bleibende Verformung des Umsturzschutzes ermittelt. 
Zu diesem Zweck wird vor dem Versuch die Lage der Hauptspanten des Umsturzschutzes gegen- 
über dem Sitzbezugspunkt festgestellt. 
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Abbildung 5: Durchführung der Aufsdilagprüfung von hinten 

Anm.: Die gezeigte Umsturzschutzvorrichtungs-Form dient nur zur Veranschaulichung des Versuchs und 
als dimensioneller Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorschrift anzusehen. 



Abbildung 6: Durchführung der Aufschlagprüfung von vorn 

Anm.: Die gezeigte Umsturzschutzvorrichtungs-Form dient nur zur Veranschaulichung des Versuchs und 
als dimensioneller Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorschrift anzusehen. 
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Abbildung 7: Durchführung der seitlichen Schlagprüfung 

Anm.: Die gezeigte Umsturzsdiutzvorriditung dient nur zur Veranschaulichung des Versuchs und als dimensioneller 
Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorsdirift anzusehen. 
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Abbildung 8: Durchführung des Einbeul- Versuchs 

Anm.: Die gezeigte Umsturzschutzvorrichtungs-Form dient nur zur Veranschaulichung des Versuchs und 
als dimensioneller Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorschrift zu verstehen. 


22 







Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3108 


Pendelebene des 
Gewiditssdiwerpunktes 
im Abstand x von der 
Kabinenseite 




Maßx 

Aufschlag von 

Ein Sechstel der 

hinten 

Kabinenoberkante 


(s. 1.1.1. von Anhang 

III/A oder III/B) 

Aufschlag von 

80 mm (s. 1.2.1. von 

vorn 

Anhang III/A oder III/B) 


I Längsmittelebene 

der Zugmaschine 



Abbildung 9: Draufsicht auf Kabine und Fallgewicht mit Angabe der Pendelebene beim Aufschlag- 
Versuch von vom und von hinten 

Anm.: Das Gewicht ist links von der Mittelebene gezeichnet. Für jede Prüfung ist die Seite, gegen die 
die Aufschlagversuche von vorn und von hinten durchgeführt werden müssen, in Absatz 3.1.4. 
von Anhang II festgesetzt. 
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Stellung des Druckbalkens Stellung des Druckbalkens 

beim Einbeulversudh hinten beim Einbeulversucii vorn 




Zweite. Stellung des Druckbalkens beim Einbeul- 
versucii vorn, wenn das Vorderteil des Kabinendachs 
die volle Stauchlast nicht aufzunehmen vermag 



Abbildung 10: Stellung der Dnidcbalken bei den Einbeulversucben 

Anm.:Die gezeigte Umsturzvorrichtungs-Form dient nur zur Veranschaulichung des Versuchs und als 
dimensioneller Hinweis. Sie ist nicht als Bauvorschrift anzusehen. 
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Anhang V 


Prüfungsbericht betreffend die EWG-Betriebserlaubnis für eine Umsturzscbutzvorricbtung 
(Rahmen/Kabine *] in bezug auf ihre Widerstandsfähigkeit sowie die Widerstandsfähigkeit 

der zugehörigen Befestigungsteile 


Rahmen/Kabine 



Hersteller und Modell 


Hersteller der Zugmaschine 


Name der Prüfstelle 

Modell 



Testmethode 



EWG-Betriebserlaubnis-Nr. 

1. Name und Anschrift des Herstellers von Rahmen/Kabine *) 

2. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 


3. Technische Daten der Zugmaschine, auf welche die Prüfung ausgeführt wird 

3.1. Modell 

3.2. Typ und Handelsbezeichnung 

3.3. Seriennummer 

3.4. Gewicht der Zugmaschine ohne Ballast, mit Umsturzschutzvorrichtung, ohne Führer kg 

3.5. Radstand 

3.6. Reifenabmessungen: vorn 

hinten 


4. Technische Daten anderer Zugmaschinen, auf die die Betriebserlaubnis Anwendung findet 

4.1. Hersteller und Modell 

4.2. Handelsbezeichnung 

4.3. Seriennummer 

4.4. Gewicht der Zugmaschine ohne Ballast, mit Umsturzschutzvorrichtung, ohne Führer kg 

4.5. Radstand 

4.6. Reifenabmessungen: vorn ^ 

hinten 

5. Technische Daten der Umsturzschutzvorrichtung 

5.1. Gesamtbezeichnung der Umsturzschutzvorrichtung und deren Befestigungsteile 

*) Unzutreffenden streichen. 
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5.2. 

5.3. 

5.4. 

5.4.1. 

5.4.2. 

5.4.3. 

5.4.4. 

5.4.5. 

5.4.6. 

5.4.7. 

5.4.8. 


5,4.9. 


5.4.10. 

5.4.11. 

5.4.12. 
5.5. 


6 . 

6 . 1 . 


Photographische Aufnahme von der Seite und von hinten mit Montageeinzelheiten 

Kurze Beschreibung der Umsturzschutzvorrichtung mit Angabe der Bauart, Montageeinzelheiten, 
Einzelheiten der Verkleidung, Zugangs- und Ausstiegsmöglichkeiten, Einzelheiten der Innenpolste- 


rung und Vorrichtung gegen überrollen der Zugmaschine 
Abmessungen 

Höhe der Dachspanten über dem belasteten Sitz mm 

Höhe der Dachspanten über den Fußrasten der Zugmaschine mm 


Lichte Breite der Umsturzschutzvorrichtung in 900/950 mm Höhe über dem belasteten Sitz 

mm 

Lichte Breite der Umsturzschutzvorrichtung über dem Sitz in Höhe des Lenkradmittelpunktes 


mm 

Entfernung von Mitte Lenkrad bis rechte Seitenwand der Umsturzschutzvorrichtung mm 

Entfernung von Mitte Lenkrad bis linke Seitenwand der Umsturzschutzvorrichtung mm 

Mindestabstand des Lenkradkranzes von Rahmen/Kabine **) mm 

Breite der Türöffnungen: 

oben mm 

Mitte mm 

unten mm 

Höhe der Türöffnungen: 

über Fußboden mm 

über oberer Trittstufe mm 

über unterer Trittstufe mm 

Gesamthöhe der Zugmaschine mit Umsturzschutzvorrichtung mm 

Gesamtbreite von Rahmen/Kabine **) mm 

Horizontale Entfernung der Sitzlehne zur Hinterseite der Kabine in 900 mm Höhe mm 


Einzelheiten über die Werkstoffe, Qualität der Strukturteile der Umsturzschutzvorrichtung, Normen: 


Hauptspant 

Befestigungen 

Verkleidung 

Dach 

Innenpolsterung 

Verbindungs- und Befestigungsbolzen 

Prüfungsergebnisse 


(Werkstoff und Abmessungen) 
(Werkstoff und Abmessungen) 
(Werkstoff und Abmessungen) 
(Werkstoff und Abmessungen) 
(Werkstoff und Abmessungen) 
... (Qualität und Abmessungen) 


Schlag- und Beulprüfungen 

Die Schlag versuche wurden links/rechts hinten***) und rechts/links vorn***) sowie seitwärts aus- 
geführt. Das Bezugsgewicht für die Berechnung der Schlagarbeit und der Einbeullasten betrug 
kg. Die Anforderungen dieser Prüfungen betreffend Nichtvorhandensein von 


**) Angabe zu 5.4.3. entsprechend der angewandten Prüfmethode einsetzen. 

***) Unzutreffendes streichen. 
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Brüchen oder Rissen, bezüglich der maximalen augenblicklichen Verformung sowie des Eintretens 
von Spanten in die Freiraumzone wurden erfüllt. Die Umsturzschutzvorrichtung ist daher hin- 
reichend widerstandsfähig, um als Sicherheitsrahmen oder -kabine eingestuft zu werden. 

6,2. Nach den Prüfungen gemessene Verformungen 

Bleibende Verformung 

hinten: links mm 

rechts mm 

vorn: links mm 

rechts mm 

Seitliche Verformung vorn mm 

hinten mm 

Dach-Einbeulung nach unten: 

hinten mm 

vorn mm 

Differenz zwischen größter augenblicklicher Verformung und bleibender Verformung bei der 
seitlichen Aufschlagprüfung mm 

7. Nummer des Prüfungsberichts 

8. Datum des Prüfungsberichts 

9. Unterschrift 
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Anhang VI 

Anhang zur EWG-Betriebserlaubnis für einen Zugmaschinentyp betreffend der Widerstandsfähigkeit 
der Umsturzschutzvorrichtung (Rahmen/Führerhaus) und der zugehörigen Befestigungsteile 

(Artikel 4 Absatz 4 und Artikel 10 der Richtlinie 74/150/EWG des Rates vom 4. März 1974 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis von landwirtschaftlichen oder forst- 
wirtschaftlichen Zugmaschinen) 


Angabe der Behörde j 

Nr. der EWG-Betriebserlaubnis 

Erweiterung **) 

1. Fabrik- oder Handelsmarke der Zugmaschine 

2. Zugmaschinentyp 

3. Name und Anschrift des Herstellers der Zugmaschine 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten 

5. Fabrik- oder Handelsmarke der Umsturzschutzvorrichtung 

6. Erweiterung der EWG-Betriebserlaubnis auf folgenden Zugmaschinentyp 

7. Zugmaschine zur EWG-Betriebserlaubnisprüfung vorgeführt am 

8. Mit den Prüfungen für die EWG-Betriebserlaubnis beauftragter technischer Dienst 

9. Datum des von diesem Dienst ausgestellten Prüfungsberichts 

10. Nummer des von diesem Dienst ausgestellten Prüfungsberichts 

11. Die EWG-Betriebserlaubnis betreffend die Widerstandsfähigkeit der Umsturzschutzvorrichtung 

sowie deren Befestigungsteile wird erteilt/verweigert *) 

12. Die Erweiterung der EWG-Betriebserlaubnis betreffend die Widerstandsfähigkeit der Umsturz- 
schutzvorrichtung sowie deren Befestigungsteile wird erteilt/verweigert "') 

13. Ort 

14. Datum ; 

15. Untersciirift 


*) Unzutreffendes streichen, 

*•) Gegebenenfalls angeben, ob es sich um eine erste, zweite usw. Erweiterung handelt. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Der Vorschriftenrahmen bezüglich des Verfahrens 
zur Erteilung der Betriebserlaubnis mit gemein- 
schaftsweitem Geltungsbereich für land- oder forst- 
wirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern - Richtlinie 
Nr. 74/150/EWG des Rates vom 4. März 1974^) - 
beinhaltet u. a. einen Abschnitt über Umsturzschutz- 
vorrichtungen (Sicherheitskabine und Sicherheits- 
rahmen) . 

Am 23. Juli 1968 hatte die Kommission dem Rat 
einen „Vorschlag für eine Richtlinie betreffend ge- 
wisse Merkmale und Ausrüstungen von landwirt- 
schaftlichen Zugmaschinen auf Rädern" übermittelt, 
der unter Titel XI des technischen Anhangs Vor- 
schriften in bezug auf das Führerhaus vorsieht. 

Der Rat hielt es nicht für zweckmäßig, die Prüfung 
dieser Vorschriften bereits vor dem Erlaß der Richt- 
linie über die Betriebserlaubnis einzuleiten, da diese 
das Verwaltungs verfahren begründet, das für die 
verschiedenen Einzelrichtlinien technischen Charak- 
ters maßgeblich ist. Die Richtlinie betreffend die Be- 
triebserlaubnis, die von der Kommission im Juli 1968 
als Vorschlag unterbreitet wurde, wurde vom Rat 
erst im März 1974 verabschiedet. So kommt es, daß 
die in Titel XI des Richtlinienvorschlags vom Juli 
1968 betreffend „gewisse Merkmale und Ausrüstun- 
gen" erwähnten Vorschriften angesichts der Bedeu- 
tung, die inzwischen der Schutz des Fahrers im Falle 
eines Umstürzens der Zugmaschine während einer 
Fahrt auf der Straße oder bei Arbeiten auf dem Feld 
erhalten hat, völlig überholt sind. 

In der Absicht, den erzielten Fortschritten für die 
Sicherheit des Zugmaschinenfahrers zu folgen 
- wenn nicht sogar diese Fortschritte noch voranzu- 
treiben -, hat die Kommission beschlossen, ihren 
ursprünglichen Vorschlag zu überarbeiten. Hierbei 
ergaben sich so beträchtliche Änderungen und Er- 
gänzungen, daß es erforderlich wurde, einen neuen 
Richtlinienvorschlag zu unterbreiten. 

Die Entschließung des Rates vom 17. Dezember 
1973^) sieht vor, daß die Kommission dem Rat bis 
zum 1. Januar 1976 einen Richtlinienvorschlag be- 
treffend Sicherheitskabinen und Sicherheitsrahmen 
unterbreitet. Die Kommission sah sich jedodi im 
Bewußtsein der Wichtigkeit dieser Richtlinie für den 
freien Warenverkehr einerseits und für eine erhöhte 
Sicherheit der Zugmaschinen andererseits veranlaßt, 
diese Arbeiten zu beschleunigen, um den Vorschlag 
schon möglichst bald übermitteln zu können. 

Schließlich haben die dänische und die französische 
Regierung im August 1974 der Kommission gemäß 
der Vereinbarung vom 28. März 1969 (geändert am 
5, März 1973) der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten über die Stillhalte- 
regelung und die Unterrichtung der Kommission^) 


ihre Absicht mitgeteilt, auf diesem Gebiet gesetz- 
geberisch tätig zu werden. Die Kommission hat den 
beiden Regierungen mitgeteilt, daß dem Rat noch 
innerhalb der in der Stillhalteregelung vorgesehenen 
Fristen ein Richtlinienvorschlag übermittelt wird. 


IL Vorschriften des Richtlinien vor Schlags 

In Anbetracht der Vielschichtigkeit dieser Materie 
hat die Kommission eine Ad-hoc-Gruppe „Sicher- 
heitskabinen und Sicherheitsrahmen" von Sachver- 
ständigen der Regierungen und der Industrie einge- 
setzt. Die Erörterungen haben die Notwendigkeit 
erkennen lassen, zumindest während einer ersten 
Phase die Anstrengungen auf die Ausarbeitung 
detaillierter Prüfungsvorschriften für die Wider- 
standsfähigkeit der Schutzvorrichtungen bei einem 
Umstürzen der Zugmaschine und der Befestigung 
der Schutzvorrichtung an der Zugmaschine zu be- 
schränken. Eine Erweiterung der Tragweite der 
Richtlinie auf andere Merkmale oder Ausrüstungen 
der Schutzvorrichtung (z. B. Abmessungen, Schutz 
des Fahrers im Falle eines Abrollens des umgestürz- 
ten Schleppers, Schutz des Beifahrers usw.) hätte 
bedeutet, die Ausarbeitung dieses Vorschlags, der 
als prioritär zu erachten ist, beträchtlich zu verzö- 
gern. 

Technische Überlegungen 

Die Prüfungsvorschriften tragen den bereits be- 
stehenden und vor allem den Vorschriften der Orga- 
nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) Rechnung, die im Interesse 
einer Erleichterung des internationalen Handels 
einen Standardprüfkode für landwirtschaftliche Zug- 
maschinen ausgearbeitet hat, der unter anderem 
auch die Sicherheitskabinen und Sicherheitsrahmen 
umfaßt. (Die Anwendung dieses Kodes ist fakultativ 
für die Mitglieder dieser Organisation.) Zweck die- 
ses Kodes ist es, den Einfuhrländern die Möglichkeit 
zu geben, den Prüfergebnissen eines anderen Landes 
vertrauen zu können. Dieses Prinzip der gegensei- 
tigen Anerkennung der Kontrollen, das auch eines 
der Hauptprinzipien der Gemeinschaftsharmonisie- 
rung darstellt, begründet die Entscheidung der Kom- 
mission, sich an den Arbeiten der OECD zu orien- 
tieren. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 84 
vom 28. März 1974 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 125 
vom 28. November 1968 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 117 
vom 31. Dezember 1973 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 76 
vom 17. Juni 1969 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 9 
vom 15. März 1973 
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Während der Prüfung der von der OECD entwickel- 
ten Vorschriften haben sich allerdings im Rahmen 
der Ad-hoc-Gruppe „Sicherheitskabinen und Sicher- 
heitsrahmen" und ebenso in der Arbeitsgruppe „Be- 
seitigung der technischen Handelshemmnisse - land- 
wirtschaftliche Maschinen und Schlepper" unter- 
schiedliche Meinungen und vor allem hinsichtlich 
des Freiraums, des Sitzbezugspunktes und des Auf- 
schlagsversuchs von hinten ergeben. Der 1970 er- 
stellte Standardkode wurde 1974 revidiert. Die 
meisten Delegationen vertreten nun den Standpunkt, 
das der revidierte Kode von 1974 zusätzliche Vor- 
schriften auferlegt, die nicht gerechtfertigt sind. 
Lediglich eine Delegation teilt diese Auffassung 
nicht. Es ergab sich aus den Erörterungen, daß jeder 
der beiden Kodes gewisse Nachteile und Mängel auf- 
weist, die bei der Ausarbeitung besser an die Wirk- 
lichkeit angepaßter Vorschriften ausgeräumt werden 
sollten. Andererseits ist nicht zu verkennen, daß der 
OECD-Kode wesentlich zur Sicherung der landwirt- 
schaftlichen Zugmaschinen beigetragen hat. Es 
scheint deshalb nicht gerechtfertigt, die Ausarbei- 
tung eines Vorschlags so lange auszusetzen, bis neue, 
vollständigere Vorschriften ausgearbeitet worden 
sind. Da es einerseits nicht möglich ist, die Vor- und 
Nachteile des Kodes von 1970 gegenüber dem Kode 
von 1974 und umgekehrt genau abzugrenzen, hielt es 
die Kommission im gegenwärtigen Stadium für an- 
gebracht, beide Prüfmethoden zu übernehmen, wo- 
bei die Wahl der Methode dem Hersteller überlas- 
sen wird. (Die Ad-hoc-Gruppe „Sicherheitskabinen 
und Sicherheitsrahmen" hat übrigens bereits die 
Prüfvorschriften der beiden Kodes in verschiedenen 
Punkten präzisiert.) 

Die von der Kommission vorgeschlagene Lösung 
kann indessen nur eine Übergangslösung darstellen. 
Nachdem festgestellt wurde, daß beide Kodes Lücken 
enthalten, wird sich die Kommission selbstverständ- 
lich darum bemühen, diese so rasch wie möglich zu 
schließen. Zu diesem Zweck beabsichtigt sie, eine 
Studie durchführen zu lassen, die es erlauben soll, 
die Prüfverfahren besser beurteilen zu können, in- 
dem man sie einerseits mit den Verformungen und 
anderen bei den Prüfungen auftretenden Schäden 
und andererseits tatsächlichen Umsturz-Unfällen von 
Traktoren mit Schutzvorrichtungen - in bezug auf 
den Fahrer und gegebenenfalls die Beifahrer - in 
Beziehung setzt. 

Juristische Überlegungen 

Es ist in erster Linie hervorzuheben, daß die Kom- 
mission im Rahmen der EWG-Betriebserlaubnis vor- 
schlägt, daß jede land- oder forstwirtschaftliche Zug- 
maschine auf Rädern mit einer Umsturzschutzvorrich- 
tung ausgerüstet sein soll. Diese Schutzvorrichtung 
muß eine Sicherheitskabine oder ein Sicherheits- 
rahmen sein (das bedeutet, daß die aus zwei Streben 
bestehenden Sturzbügel nicht unter den Anwen- 
dungsbereich dieser Richtlinie fallen). 

Die Möglichkeit wurde auch geprüft, für die Um- 
sturzschutzvorrichtungen eine EWG-Kennzeichnung 


einzuführen, die den freien Warenverkehr für nicht 
auf Zugmaschinen montierte Sicherheitskabinen 
oder Sicherheitsrahmen erlaubt hätte. Von dieser 
Möglichkeit mußte Abstand genommen werden, da 
die Festigkeit einer Schutzvorrichtung nur dann kon- 
trolliert werden kann, wenn die Schutzvorrichtung 
auf einer Zugmaschine des Typs, für den sie be- 
stimmt ist, montiert ist. Die Zugmaschine, die Schutz- 
vorrichtung und die Befestigungselemente bilden 
ein Ganzes, das nicht ohne weiteres getrennt wer- 
den kann. Ein besonderes juristisches Problem stellt 
sich hinsichtlich der Garantien, die der Hersteller des 
mit Schutzvorrichtung ausgerüsteten Schleppers 
übernehmen müßte, falls die Schutzvorrichtung von 
einer anderen Firma hergestellt wird, die Inhaber 
einer Bauartgenehmigung ist, die auch die Wider- 
standsfähigkeit der Befestigung umfaßt. Bei der 
Serienproduktion müßte die Schlepperherstellung die 
Übereinstimmung der Befestigung gewährleisten. 

Wie für die anderen Richtlinien für den Sektor der 
land- oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen wird 
auch für diese Richtlinie die sogenannte „optionelle" 
Harmonisierungslösung vorgeschlagen, die es den 
Mitgliedstaaten erlaubt, neben den Gemeinschafts- 
vorschriften auch die einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften beizubehalten. Diese Lösung ist um so mehr 
begründet, als bei den landwirtschaftlichen Kulturen 
so große Unterschiede bestehen, daß bestimmte Zug- 
maschinentypen für sehr spezifische Arbeitsvorrich- 
tungen Abweichungen von den bestehenden Vor- 
schriften erfordern. Dies gilt z. B. für die Traktoren, 
die in Obstkulturen zum Einsatz kommen und die 
deshalb nicht mit einer Sicherheitskabine oder einem 
Sicherheitsrahmen ausgerüstet werden können; die 
Sicherheitsvorrichtung dieser Traktorentypen be- 
steht im allgemeinen aus einem beweglichen aus 
zwei Streben gebildeten Sturzbügel. Die Gemein- 
schaftsrichtlinie kann nicht alle diese Sonderfälle 
berücksichtigen. Andererseits hätte ein Vorgehen, 
für diese Fälle die harmonisierten Vorschriften zur 
Auflage zu machen, sowohl unter dem Gesichtspunkt 
der Sicherheit wie dem der Kostensenkung eher 
einen gegenteiligen Effekt als ihn die Richtlinie 
erzielen soll. 

Die beachtliche Expansion des internationalen Han- 
dels mit landwirtschaftlichen Zugmaschinen auf- 
grund der intensiven Mechanisierung der Landwirt- 
schaft im Laufe der letzten Jahrzehnte macht die 
Angleichung der Rechtsvorschriften auf diesem Ge- 
biet besonders dringlich und notwendig. Deshalb 
wird diese Richtlinie, die einen der wichtigsten Aus- 
rüstungsteile einer Zugmaschine betrifft, sicherlich 
eine günstige wirtschaftliche Auswirkung haben. 

Diese Richtlinie entspricht um so mehr einem wirk- 
lichen Bedürfnis, als mehrere Mitgliedstaaten bereits 
die obligatorische Ausrüstung aller land- oder forst- 
wirtschaftlichen Zugmaschinen mit einer Umsturz- 
schutzvorrichtung verfügt haben oder die Absicht 
haben, solche Regelungen zu treffen. Durch das 
System der gegenseitigen Anerkennung der Kon- 
trollen verschafft sie den Herstellern in den Mitglied- 
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Staaten sowohl die Voraussetzungen für wirtschaft- 
liches Arbeiten als auch für eine Senkung der Kosten, 
da bei Prüfungen, die auf der Grundlage einheit- 
licher Vorschriften in einem der Mitgliedstaaten aus- 
geführt worden sind, auch die übrigen Mitgliedstaa- 
ten das positive Resultat akzeptieren müssen. Eine 
Wiederholung der Aufsdilagsprüfungen zu vermei- 
den, bedeutet aber im vorliegenden Fall eine we- 
sentliche Kostensenkung, da diese Prüfungen für 
die Schutzvorrichtungen nicht zerstörungsfrei ver- 
laufen können. Außerdem ergibt sich aus dieser 
Regelung eine höhere Effektivität der Prüfstellen, 
die dann nicht mehr gezwungen wären, Prüfversuche 
zu wiederholen, die bereits in einem anderen Mit- 
gliedstaat ausgeführt wurden. 


111. Erläuterungen zu den Artikeln 

Artikel 1 enthält die Definition einer land- oder forst- 
wirtschaftlichen Zugmaschine und grenzt den An- 
wendungsbereich der Richtlinie ab. Dieser Anwen- 
dungsbereich ist so formuliert, daß sehr spezifische 
Zugmaschinen, die den Prüfvorschriften nicht ent- 
sprechen können, ausgenommen bleiben. Hierbei 
handelt es sich vor allem um Raupenschlepper, Zug- 
maschinen mit Knicklenkung, Stelzradschlepper, 
Weinbergschlepper und bestimmte Schlepper für den 
Gartenbau. Eine Gesamtbetrachtimg des in der Ge- 
meinschaft bestehenden Parks an land- oder forst- 
wirtschaftlichen Zugmaschinen führt zu der Feststel- 
lung, daß die Ausnahmen vom Anwendungsbereich 
der vorliegenden Richtlinie nur etwa 3 v. H. der Zug- 
maschinen berühren. In dem Maße, als geeignete 
Prüfvorschriften ausgearbeitet werden, werden diese 
Spezialtraktoren in den Anwendungsbereich der 
Richtlinie mit einbezogen. ^ 

Artikel 2 beinhaltet die obligatorische Ausrüstung 
der unter dieser Richtlinie fallenden Schlepper mit 
einer Umsturzschutzvorrichtung. 

Artikel 3 führt die Vorschriften über die Umsturz- 
schutzvorrichtungen in das EWG-Betriebserlaubnis- 
verfahren ein. Er gibt außerdem den Herstellern die 
Möglichkeit zu beantragen, daß für die Erteilung 


einer nationalen Betriebserlaubnis die Gemein- 
schaftsvorschriften als Kontrollbasis genommen wer- 
den. 

In einigen neuen Mitgliedstaaten besteht zur Zeit 
kein nationales Betriebserlaubnisverfahren; es ist 
deshalb erforderlich, Bestimmungen vorzusehen, die 
die Benutzung von Traktoren, die den Vorschriften 
der Richtlinie entsprechen, in diesen Staaten zu ge- 
währleisten erlauben (Artikel 4). 

Artikel 5 sieht vor, daß die Vorschriften der An- 
hänge zur Anpassung an den technischen Fortschritt 
auf der Grundlage des in Artikel 13 der Richtlinie 
des Rates 74/ 150/EWG vom 4. März 1974 betreffend 
die Betriebserlaubnis festgelegten Verfahren geän- 
dert werden. Es wird vorgeschlagen, daß dieses Ver- 
fahren auch für die erforderlichen Anpassungen der 
technischen Anhänge zur Einbeziehung bestimmter 
Zugmaschinentypen, die gegenwärtig noch vom An- 
wendungsbereich der Richtlinie ausgenommen sind, 
angewandt werden. 

Artikel 6 sieht zwei Fristen vor: Vor dem Auslau- 
fen der ersteren dieser beiden Fristen sind die Mit- 
gliedstaaten gehalten, die zur Angleichung an die 
Richtlinie erforderlichen Maßnahmen zu erlassen 
und zu veröffentlichen. Die zweite Frist legt den 
Zeitpunkt fest, zu dem alle Mitgliedstaaten die ge- 
meinsamen Regeln gleichzeitig in Kraft setzen müs- 
sen (Artikel 6 Absatz 1). 

Schließlich wird noch vorgeschrieben, daß der Kom- 
mission innerhalb angemessener Frist jeder Entwurf 
für Bestimmungen, den die Mitgliedstaaten auf dem 
Geltungsbereich der Richtlinie ausarbeiten, mitge- 
teilt wird; diese Unterrichtung soll der Kommission 
ermöglichen, eventuell Bemerkungen zu diesem Ent- 
wurf zu machen (Artikel 6 Absatz 2). 


IV. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Anhörung dieser beiden Organe ist gemäß Arti- 
kel 100 Absatz 2 erforderlich. 
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